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Obwohl die Länder der Weimarer Republik
politisch von erheblicher Bedeutung waren,
sind große Teile des Wirkungsbereichs von
der Forschung bisher weitgehend vernachläs-
sigt worden. Besonders im Bereich der Pres-
sepolitik blieben die Untersuchungen bislang
überwiegend auf die Öffentlichkeitsarbeit der
Reichsregierung beschränkt. Trotz der ver-
stärkten Gründung staatlicher Pressestellen
nach 1919 in den Ländern, blieb das wissen-
schaftliche Augenmerk auf die außen- und
kulturpolitischen Aspekte staatlicher Nach-
richtenversorgung konzentriert. 1 Matthias
Lau hat sich in seiner Dissertation über die
Pressepolitik in den Länder der Weimarer
Republik zum Ziel gesetzt, diese Lücke zu
schließen.

Den Pressestellen der jungen Republik bot
sich seit 1919 die Chance zu einer Neuori-
entierung im Bezug auf die staatliche Selbst-
darstellung. Die von Beginn an negativ be-
lastete Demokratie war einem hohen Legi-
timationsdruck ausgesetzt und musste mit-
tels Öffentlichkeitsarbeit die Verbindung zu
den unterschiedlichsten Bevölkerungsgrup-
pen herstellen. Dabei galt es, extreme antire-
publikanische Gruppierungen in ihrer Ideo-
logie zu widerlegen und politisch zu stig-
matisieren. Erschwert wurde dieses Unterfan-
gen einerseits durch die äußerst ideologisier-
te Grundstimmung in der Republik, die je-
de staatliche Äußerung als parteipolitisch mo-
tiviert empfand. Andererseits wurde die Ar-
beit der Pressereferenten durch den nach wie
vor überwiegend kaisertreuen Beamtenappa-
rat unterminiert. Matthias Lau hat für die
Untersuchung der Aktionsräume staatlicher
Öffentlichkeitsarbeit die sechs Länder Preu-
ßen, Bayern, Sachsen, Württemberg, Braun-
schweig und Hamburg ausgewählt, deren
Pressestellen die organisatorischen und per-
sonellen Grundlagen für eine aktive Teilnah-
me am Prozess der öffentlichen Meinungsbil-
dung aufweisen.

Als Einführung in die Thematik dient ei-
ne Übersicht, in der Lau in drei Abschnitten
die Situation staatlicher Öffentlichkeitsarbeit
zu Beginn des untersuchten Zeitraums, den
Forschungsstand und die Quellenlage sowie
die Konzeption der Studie vorstellt. Wie be-
reits erwähnt, ist über die publizistischen Ak-
tivitäten in den Ländern der Weimarer Repu-
blik nur wenig Literatur vorhanden. Lediglich
die Leiter der Pressestellen werden gelegent-
lich in der Forschung berücksichtigt 2, meist
jedoch nicht in ihrer pressepolitischen Funkti-
on.

Die Ergebnisse der Untersuchung sind in
fünf Kapitel eingeteilt. Auffallend ist die enge
Bindung der Darstellung an konkrete und ab-
wechslungsreiche Beispiele, die verhindern,
dass es lediglich zu einem systematischen
Vergleich gerät. Das erste Kapitel der Stu-
die widmet sich der personellen Besetzung
der Pressestellen. Im Rahmen journalistischer
Mitwirkungsansprüche wird die zweckmäßi-
ge Zusammenarbeit zwischen Regierung und
Redaktionen dargelegt. Ebenso spielt der Ver-
such der Einflussnahme von Seiten der Jour-
nalisten auf die staatlichen Pressestellen ei-
ne Rolle. Erwartungsgemäß wird die Rol-
le der Parteibindung bei der Auswahl des
Personals angesprochen und eine Übersicht
über die Personalstruktur gegeben. Die in-
dividuell ganz unterschiedliche Interpretati-
on der Pressechefs von politischem Journa-
lismus wird durch einen Vergleich des BVP-
nahen Leiters der bayerischen Pressestelle,
Hans Eisele, mit dem Zionisten Hans Gos-
lar, so genannter „Pressechef“ in Preußen,
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sowie dem braunschweiger Sozialdemokra-
ten Gerhard von Frankenberg deutlich. Im
Mittelpunkt des zweiten Kapitels steht ne-
ben der Abkehr der Pressestellen von der
Kriegspressepolitik, die anhand des Beispiels
der südlichen Länder und Preußens behan-
delt wird, sowie dem konfliktreichen zwi-
schenstaatlichen Austausch die Emanzipation
staatlicher gegenüber nichtstaatlichen Nach-
richtenversorgern. Als Beleg dient Matthias
Lau hierzu exemplarisch die Positionierung
des Staatsanzeigers für Württemberg, der
Sächsischen Staatszeitung sowie des Amtli-
chen Preußischen Pressediensts im jeweiligen
journalistischen Umfeld. Dass der Informa-
tionsfluss staatlicherseits stets reguliert und
kanalisiert wurde und die staatlichen Presse-
stellen zudem als Ausgangspunkt propagan-
distischer Zwecke und parteipolitischer Kam-
pagnen dienten, wird im dritten und vierten
Kapitel wiederum an zahlreichen konkreten
Beispielen aus den Ländern verdeutlicht. Das
letzte Kapitel befasst sich mit der Akzeptanz
pressepolitischer Autoritäten in Staat und Öf-
fentlichkeit und stellt Beispiele von Stärke,
wie dem Ausbau koordinierender Kompetenz
in Hamburg und der bürgerlichen Haupt-
stadtpresse in Württemberg, und Schwäche,
wie dem Glaubwürdigkeitsverlust der Exeku-
tive in Braunschweig und Bayern, gegenein-
ander.

Das Resümee der Untersuchung ist wie er-
wartet ernüchternd: Die Chance, Demokratie
und Republik zu Legitimieren und zu Stabili-
sieren, wurde von der staatlichen Pressearbeit
der Weimarer Republik vertan. Vielmehr at-
testiert Lau den Aktivitäten der Pressestellen
die Koexistenz von Kontrolle und Konfronta-
tion. Trotz der nur zögerlich verlaufenden De-
militarisierung des staatlichen Presseapparats
nach 1919 und der nach wie vor gebräuchli-
chen Mischung aus Verheimlichung, Isolation
und Unterdrückung, führte der vermittelnde
Charakter der Pressechefs mit wohl kalku-
lierter Vertraulichkeit zu einer bis dahin un-
bekannten, breit angelegten Kooperation mit
dem Ziel, den Eindruck zu unterstreichen, der
Kurs der Regierung fände die Zustimmung
der öffentlichen Meinung. Dennoch gab es
auch in der Kooperation Hindernisse: So wur-
den Pressekonferenzen nach wie vor nicht für
den direkten Kontakt der Regierung mit den

Journalisten genutzt, sondern unter Einfluss-
nahme von Regierungsmitgliedern und an-
deren Beamten vor allem zur Durchsetzung
von Zensur und der Abwehr von Spekulatio-
nen missbraucht. Solange sich der Usus, die
Quelle einer Nachricht zu nennen, noch nicht
durchgesetzt hatte, war die staatliche Presse-
arbeit in der öffentlichen Meinung auch vom
Verdacht der Manipulation nicht zu befreien.
Lau lässt zu Beginn der Arbeit Kurt Tucholsky
zu Wort kommen, der beklagt, dass die Blät-
ter Auslassungen der Pressestellen druckten,
die den Eindruck vermittelten, „als hätten sie
eben ’in der Zeitung gestanden’, wie tausend
andere Dinge so ’in der Zeitung’ stehen“ (S.
14). Neben der Verbreitung eines kontrollier-
ten Informationsangebots wurde gleichzeitig
ein Konfrontationskurs verfolgt mit dem Ziel,
den Eindruck einer drohenden Krise herauf-
zubeschwören und dem Ergebnis, dass ideo-
logisierte Lagerbewusstsein zu stärken. Das
Fazit widmet sich weiterhin den Präventions-
chancen, die sich der staatlichen Pressearbeit
der Weimarer Republik boten und sträflich
ausgelassen wurden. Das besondere Augen-
merk liegt dabei auf dem Verhältnis zur po-
litischen Opposition, wobei der Presseappa-
rat mehr und mehr in eine selbstverschul-
dete Abhängigkeit geriet, indem er sich die
gegnerischen Handlungsmuster aufzwingen
ließ. Staatliche Öffentlichkeitsarbeit vermittel-
te zunehmend den Eindruck, lediglich auf die
Provokationen und Angriffe der Opposition
zu reagieren und selbst nicht mehr aktiv auf
das politische Geschehen einzuwirken. Ver-
harmlosender Spott und unangebrachte Ge-
ringschätzung stellten eine weitere Reakti-
on auf die zunehmend einflussreicheren anti-
republikanischen Kräfte dar. Ansätze einzel-
ner Pressechefs zur Prävention demokratie-
feindlicher Tendenzen beispielsweise durch
die Überwindung der Lagerbarrieren wurden
von den Landesregierungen verhindert. Die
staatlichen Pressestellen der Weimarer Repu-
blik haben es auch nach mehr als einem Jahr-
zehnt nicht vermocht, die demokratische Ver-
fassungsordnung zu legitimieren und zu sta-
bilisieren. Die leichtfertige Ausnutzung ta-
gespolitischer Stimmungen und Ängste im
Verbund mit ständigen ideologischen Lager-
kämpfen machte alle Annäherungschancen
zunichte. In der öffentlichen Meinung behiel-
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ten die Pressestellen den Charakter von Orga-
nen eines autoritären Staats.

Mit seiner Dissertation ist es Matthias Lau
in überzeugender Weise gelungen, die Lü-
cke in den Forschungen zur staatlichen Pres-
searbeit der Weimarer Republik zu schlie-
ßen. Gleichzeitig verkörpert die Studie ein
Bruchstück in dem unheilvollen Gesamtgefü-
ge, dass die demokratische Verfassungsord-
nung der jungen Republik schließlich schei-
tern ließ. Der viel zitierten ’Republik ohne
Republikaner’ ist es selbst im eigenen Haus
nicht gelungen, eine Vormachtstellung zu eta-
blieren.
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